
§ 37 KostVfg (Bayern) — Nichterhebung von Kosten – zu § 21 GKG, § 20
FamGKG, § 21 GNotKG, § 13 JVKostG –
Kostenverfügung (BAnz AT 29.09.2023 B2)
Landesrecht Bayern
Stand: 25.08.2026 (konsolidierte Textfassung, kein amtliches Inkrafttretensdatum)

Die Präsidenten der Gerichte und die Leiter der Staatsanwaltschaften sind für die ihrer Dienstaufsicht
unterstellten Behörden zuständig, im Verwaltungsweg anzuordnen, dass in den Fällen des § 21 Abs. 1
GKG, des § 20 Abs. 1 FamGKG, des § 21 Abs. 1 GNotKG und des § 13 JVKostG Kosten nicht zu
erheben sind. Über Beschwerden gegen den ablehnenden Bescheid einer dieser Stellen wird im
Aufsichtsweg entschieden.
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